
Merkblatt zum Wahlausschuss

Bildung eines Wahlausschusses

Für die Wahl des Rates sowie für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters der 
Stadt Dissen aTW ist ein Wahlausschuss zu bilden (§ 10 NKWG, § 8 NKWO).

Der Wahlausschuss ist erforderlich, um eine faire, transparente und rechtskonforme 
Durchführung der Kommunalwahl sicherzustellen.

Aufgaben eines Wahlausschusses

Der Wahlausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss entscheidet darüber, ob die Wahlvorschläge den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechen. Stellt der Wahlausschuss Mängel fest, können die 
Vorschläge zurückgewiesen oder es kann eine Nachbesserung verlangt werden (§ 28 
NKWG).

2. Feststellung des Wahlergebnisses
Nach der Durchführung der Wahl tritt der Wahlausschuss zusammen, um das endgültige 
Wahlergebnis festzustellen. Die Stimmen werden in einer öffentlichen Sitzung 
ausgezählt und bewertet. Außerdem entscheidet der Wahlausschuss über die Gültigkeit 
einzelner Stimmen (§ 34, § 35, § 36, § 37 NKWG).

3. Feststellung bei Sitzübergang und Ausscheiden von Ersatzpersonen 
Die Wahlleitung stellt das Nachrücken von Ersatzpersonen fest, wenn keine Zweifel über 
die zu treffende Entscheidung bestehen. Sollten Zweifel bestehen, hat der 
Wahlausschuss die Entscheidung zu treffen (§ 44 Abs. 5 NKWG, § 45 Abs. 5 NKWG).

Besetzung des Wahlausschusses

Der Wahlausschuss besteht aus der/dem Gemeindewahlleiter/in als Vorsitzende/n und sechs 
weiteren Mitgliedern, die ausschließlich Wahlberechtigte aus dem Gemeindegebiet sein 
dürfen. Für jedes Mitglied wird eine Stellvertretung berufen. Der Wahlausschuss nimmt seine 
Aufgaben für die gesamte Wahlperiode (2026–2031) wahr (§ 10 Abs. 1 S. 2 NKWG, § 8 Abs. 
5 NKWO).

Bei der Besetzung werden Vorschläge der im Wahlgebiet vertretenen Parteien und 
Wählergruppen berücksichtigt. Dabei werden die Wahlberechtigten entsprechend der 
Stimmenzahl, die die jeweilige Partei oder Wählergruppe bei der letzten Wahl erhalten hat. 
Sollten nicht genügend Vorschläge vorliegen, werden weitere Mitglieder und Stellvertreter aus 
dem Kreis der Wahlberechtigten berufen (§ 10 Abs. 1 S. 2 NKWG, § 8 Abs. 3 NKWG).

Sitzungen des Wahlausschusses

Die/Der Vorsitzende lädt die übrigen Mitglieder schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung 
zu den Sitzungen ein. Die Einladungen sollen den Mitgliedern des Wahlausschusses 
mindestens 24 Stunden vor Sitzungsbeginn vorliegen (§ 9 Abs. 2 NKWO).

Der Wahlausschuss verhandelt, berät und beschließt in öffentlichen Sitzungen. Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzung sind mit dem Hinweis öffentlich bekannt zu machen, dass 
jedermann Zutritt zu der Sitzung hat (§ 9 Abs. 3 NKWO).



Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
zählt die Stimme des Vorsitzenden. Der Wahlausschuss ist unabhängig von der Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Außerdem wird über jede Sitzung eine Niederschrift 
angefertigt, in der die gefassten Beschlüsse dokumentiert werden (§ 10 Abs. 2, 3, 4 NKWG).

Die Beschlüsse des Wahlausschusses können nur unter bestimmten Voraussetzungen 
geändert werden, insbesondere wenn der Stand des Wahlverfahrens dies noch zulässt. Eine 
Änderung der Feststellung des Wahlergebnisses ist nur innerhalb einer Woche nach der 
ersten Beschlussfassung möglich (§ 10 Abs. 5 NKWG).

Sonstige Vorschriften für die Mitglieder des Wahlausschusses

Die Mitglieder des Wahlausschusses haben bei der Ausübung des Amtes das Gebot der 
Neutralität und Objektivität zu wahren und sind zur Verschwiegenheit verpflichtet (§ 9 Abs. 5 
NKWO).

Wahlbewerberinnen, Wahlbewerber (Kandidaten), Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge 
sowie Mitglieder des Wahlvorstands (Wahlhelfer) dürfen nicht gleichzeitig Mitglied des 
Wahlausschusses sein (§ 13 Abs. 2 NKWG).

Zudem darf dieses Wahlehrenamt von den Wahlberechtigten nur aus einem wichtigen Grund 
abgelehnt werden (§ 13 Abs. 3 NKWG).

Außerdem ist den Mitgliedern des Wahlausschusses nicht gestattet bei der Ausübung ihres 
Amtes ihr Gesicht zu verhüllen, außer es liegen gesundheitliche Gründe vor (§ 10 Abs. 1 S. 3 
NKWG).


